ORGAN: KOMISSION FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

THEMA: AKTUELLE ANSTRENGUNGEN BEIM GLOBALEN KLIMASCHUTZ

DIE KOMISSION FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG,

Antragstellerin: Staat Canada
alarmiert durch den immer schneller fortschreitenden Wandel des weltweiten Klimas,

erinnernd an die Ziele der Agenda 21 der UNCED in Rio de Janeiro von 1992,

beunruhigt über die unzureichende Umsetzung entsprechender Maßnahmen im Kampf gegen den globalen Klimawandel,
jedoch auch begrüßend und bekräftigend die schon erfolgten Schritte in Richtung einer nachhaltigen Klimapolitik,

anerkennend die besondere Verantwortung der Industriestaaten gegenüber den Entwicklungsländern
mit dem Wunsch diese weiter auszuarbeiten und zu verstärken, 

(1) bekräftigt die fortlaufende Umsetzung der Agenda 21 und anderer bereits verabschiedeter Abkommen zum globalen Klimaschutz, 

(2) drängt auf die verstärkte Investition in vor allem emissionsfreie und möglichst erneuerbare Energien und deren weitere Entwicklung, 
(3) fordert den Technologie- und Wissenstransfer von entwickelten Nationen zu Entwicklungs- und Schwellenländern, damit es den letzteren möglich ist, eine auf Wachstum ausgerichtete wirtschaftliche Entwicklung zu erreichen, ohne den Klimawandel dabei maßgeblich weiter voranzutreiben
(4) sieht hierzu die Einrichtung eines internationalen, von der Entwicklungshilfe unabhängigen Klima-Fonds zur Unterstützung finanziell schwächerer Staaten bei ihren Anstrengungen betreffend den Klimaschutz vor
(5) entschließt sich außerdem die Energiegewinnung aus fossilen Ressourcen energieeffizienter wie ökologisch wertvoller zu betreiben,

(6) begrüßt die Reduktion der Nutzung von fossilen Energieträgern, ist sich aber durchaus bewusst, dass eine vollständige Abkehr von der Technologie auf absehbare Zeit nicht realisierbar ist,
(7) betont die Bedeutung entsprechender konkreter Maßnahmen angesichts des erschreckend schnell fortschreitenden Klimawandels und der steigenden Bevölkerungszahlen,
(8) fordert aus diesem Grund die Reduzierung der CO2- Emissionen aller Staaten um mindestens 15 Prozent bis zum Jahre 2050, in Bezug auf das Jahr 1990, 
(9) unterstreicht die Relevanz der Brückentechnologie der Atomkraft als klimaneutrale und kostengünstige Energiequelle,
(10) untermauert die Autonomie der Energieversorgung der Nationalstaaten vor dem Hintergrund der freien Wahl der Mittel zur Reduktion des Treibhausgasausstoßes,
     (10) legt nahe die Problematik des Klimawandels nicht aus den Augen zu verlieren und sich aktiv damit auseinanderzusetzen.
